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Dienststelle Datum Vorlagen-Nr.:

Planungsamt 27.02.1998 13/105/2
 
Beratungsfolge Sitzungstermin

Stadtplanungsausschuss 23.04.1998
Verwaltungsausschuss 27.04.1998
Rat 27.04.1998
 

 
 
Beratungsgegenstand: 
 
Bebauungsplan D 6, 1. Änderung, II. Abschnitt Larrelt, Sondergbiet Einzelhandel  
- Satzungsbeschluß (Stadium III) 
 
Beschluss: 
 
Die in der Anlage zu dieser Vorlage unter 5a) aufgeführten, von der Gemeinde Krummhörn vor-
gebrachten Bedenken werden berücksichtigt. Alle weiteren in der Anlage zu dieser Vorlage auf-
geführten Bedenken werden nicht berücksichtigt. 
 
Die Bebauungsplanänderung nebst Begründung wird gemäß § 10 BauGB als Satzung be-
schlossen.  
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Begründung: 
 
Der Bebauungsplan D 6, 1. Änderung, I. Abschnitt hat die planungsrechtliche Absicherung des 
durch die Heinz Lohmann GmbH, Münster, geplanten Einkaufszentrums zu Ziel. Die Änderung 
des Bebauungsplanes erfolgt parallel zur 24. Änderung des Flächennutzungsplanes. 
 
Der Verfahrensverlauf der hier zum Satzungsbeschluß anstehenden Bebauungsplanänderung 
wurde durch einen umfangreichen Diskussionsprozeß in und um Emden begleitet. Die Vorstel-
lung der Planungsvorentwürfe in der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurde über die Stadt Em-
den hinaus auch auf die Bürger der Gemeinden Krummhörn, Hinte und Ihlow ausgedehnt, in-
dem dort in den Rathäusern die Planung auslag. 
 
Es fanden mehrere Diskussions- und Informationsveranstaltungen in Emden und in Stadtteilen 
unter Mitwirkung des Einzelhandelsverbandes, der Industrie- und Handelskammer, des Stadt-
marketings, der Stadt Emden, externen Fach- und Geschäftsleuten statt. 
 
Die BBE Hamburg und die GfK Nürnberg stellten vor Vertretern der Fraktionen, des Einzelhan-
delsverbandes, der IHK, der Presse und der Verwaltung ihre Markt- und Standortgutachten zum 
Vorhaben vor. Das Fernsehen berichtete mehrfach.  
 
Emder Geschäftsleute organisierten ein Bürgerbegehren zur Durchführung eines Bürgerent-
scheids über das Einkaufzentrum, welches jedoch unter anderem aus formalen Zulässigkeits-
gründen und zu geringer Zahl von Unterschriften zurückgewiesen werden mußte. 
 
Es fand eine umfangreiche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Nachbarge-
meinden statt. Mit den raumordnerisch betroffenen Nachbargemeinden, Nachbarkreisen, Mittel-
zentren sowie der IHK und dem Einzelhandelsverband wurden deren Stellungnahmen erörtert. 
 
Unter Berücksichtigung der Auswertung der dabei eingegangenen Stellungnahmen und der 
raumordnerischen Beurteilung zur Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung wurde die im B-Plan-Vorentwurf enthaltene Nettoverkaufsfläche von 
19.500 m² im B-Plan-Entwurf auf 16.000 m² Nettoverkaufsfläche reduziert. Die Reduzierung der 
Verkaufsfläche bezog sich insbesondere auf die innenstadtrelevanten Warenbereiche Beklei-
dung, Heim- und Haustextilien und Schuhe. Damit entstand der jetzt zum Satzungsbeschluß 
anstehende Branchenmix:  
 
7 000 m²     - SB-Warenhaus 
1 000 m²     - Shop-Zone 
  500 m²     - Lebensmitteldiscounter 
1 000 m²     - Fachmarkt Bekleidung 
  450 m²     - Fachmarkt Schuhe 
1 000 m²     - Fachmarkt Babyausstattung 
  300 m²     - Fachmarkt Betten u. Heimtextilien 
1 300 m²     - Fachmarkt Technischer Bedarf und übriger  Einzelhandel 
  450 m²     - Fachmarkt Zweirad 
3 000 m²     - Fachmarkt Mitnahmemöbel 
____________ 
16 000 m²    - Gesamtnettoverkaufsfläche 
 
In der Ratssitzung im März dieses Jahre wurde durch Ratsmehrheit ein Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Durchführung einer Bürgerbefragung gem. § 11 der städt. 
Hauptsatzung und § 22 d NGO zum Einkaufszentrum, insbesondere vor dem Hintergrund der 
umfangreichen Öffentlichkeitsbeteiligung, zurückgewiesen. 
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In der jetzt durchgeführten öffentlichen Auslegung des B-Plan-Entwurfes wurden von Bürgern 
keine Bedenken und Anregungen geäußert. Von dem Landkreis Aurich, der Stadt Norden, den 
Gemeinden Ihlow, Krummhörn, Moormerland und Südbrookmerland sowie der IHK Ostfriesland 
und Papenburg und dem Einzelhandelsverband Ostfriesland e. V. wurden Bedenken geäußert. 
 
Die Abwägungsempfehlung zu den Anregungen hat zu keiner Änderung des Bebauungsplanes 
geführt, lediglich zu einer Klarstellung hinsichtlich Konzessionärsflächen. 
 
Die Bezirksregierung Weser-Ems hat anläßlich einer Dienstbesprechung im Städtebau-
Dezernat darauf hingewiesen, daß alle Verfahrensschritte eines Bebauungsplanverfahrens 
nach Einführung des neuen Baugesetzbuches (01.01.1998) nach neuem Recht durchgeführt 
werden. Da hier der Satzungsbeschluß des Bebauungsplanes nach dem 01.01.1998 getroffen 
wird, ist der Bebauungsplan nicht mehr der Bezirksregierung Weser-Ems im Anzeigeverfahren 
vorzulegen. Die rechtsverbindliche Veröffentlichung des Bebauungsplanes kann jedoch nur 
nach Vorliegen der durch die Bezirksregierung genehmigten Flächennutzungsplan-Änderung 
erfolgen. 
 
Die BauGB-Änderung hat keine Auswirkungen auf bisher nach altem Recht durchgeführte Ver-
fahrensschritte. 
 
Die in der Anlage enthaltenen Abwägungsempfehlungen der vorgebrachten Bedenken bezie-
hen sich sowohl auf den Flächennutzungsplan als auch auf den Bebauungsplan. Sie werden 
den Genehmigungsunterlagen zum Flächennutzungsplan angefügt. 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
 
 
 
 


